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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 12/2453, 12/5141 - 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß mit der Umsetzung des 
Schengener Übereinkommens vom 19. Juni 1990 die Vorausset- 
zungen für den Wegfall der Grenzkontrollen in der Gemeinschaft 
geschaffen werden. Er ist der Auffassung, daß dies ein notwen- 
diger Schritt zur Verwirklichung des gemeinsamen Binnenmark- 
tes ist. Der Abbau der Grenzkontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen und deren Verlagerung an die Außengrenzen ist im 
Interesse der Freizügigkeit ein wichtiger Schritt hin zur Fortent- 
wicklung des Europäischen Gedankens. 

Der Deutsche Bundestag weist aber mit Nachdruck darauf hin, 
daß der Abbau der Binnengrenzkontrollen nicht zu Lasten der 
inneren Sicherheit gehen darf. Deshalb ist den im Vertragsent- 
wurf vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen, die beim Abbau der 
Binnengrenzkontrollen die innere Sicherheit gewährleisten sol- 
len, eine fundamentale Bedeutung zuzumessen. 

Der Deutsche Bundestag stellt nunmehr fest, daß die bisher ver- 
einbarten Ausgleichsmaßnahmen völlig unzureichend sind. Die 
bisher mit den einzelnen Vertragspartnern unterschiedlich ausge- 
handelten Regelungen sind nicht praktikabel und stellen ein 
erhebliches Sicherheitsrisiko dar. Die derzeit bestehenden Aus- 
gleichsregelungen entsprechen nicht dem Erfordernis einer effi- 
zienten Kriminalitätsbekämpfung. Aufgrund bereits jetzt fehlen- 
der Grenzkontrollen ist insbesondere in den Grenzbereichen die 
Kriminalität deutlich gestiegen. Ein weiterer Sicherheitsverlust 
kann im Interesse der Bürger nicht mehr hingenommen werden. 

Während z. B. Deutschland allen anderen Vertragspartnern die 
sogenannte „Nacheile" ohne räumliche und zeitliche Begren- 
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zung mit dem Recht der unmittelbaren Festnahme gesuchter 
Straftäter gestattet, gesteht 

— Belgien deutschen Strafverfolgern eine solche „Nacheile" nur 
für 30 Minuten nach dem Grenzübertritt zu; 

— Frankreich erlaubt zwar eine zeitlich unbegrenzte „Nacheile", 
aber nur dann, wenn der verfolgte Täter nach französischem 
Recht mit mindestens einer zweijährigen Freiheitsstrafe rech- 
nen muß. Ferner wird den deutschen Beamten kein Festhalte- 
recht eingeräumt; 

— Luxemburg gesteht der deutschen Polizei zwar ein Festhalte- 
recht zu, aber nur auf einem Gebiet von 10 km entlang der 
Grenze; 

— die Niederlande halten es ebenso, beschränken das Festhalte- 
recht jedoch nur auf öffentliche Straßen und Grundstücke. 

Die Betrachtung der europäischen Rechtsvielfalt erfordert sofor- 
tigen Handlungsbedarf. Die zwingend erforderliche Harmonisie- 
rung wesentlicher Rechtsgebiete wie z. B. dem Betäubungsmittel- 
gesetz, im Bereich des Waffen- und Sprengstoffrechts wurde bis- 
her von der Bundesregierung nicht vollzogen. Ebensowenig wur- 
den bisher praktikable Regelungen zur Vereinheitlichung und 
Entbürokratisierung der Bestimmungen über die Rechts- und 
Amtshilfe getroffen. 

i 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. unverzüglich einheitliche und praktikable Regelungen für die 
Bereiche Observation und Nacheile zwischen den Vertrags- 
partnern zu vereinbaren; 

2. zur Vermeidung von Rechtsproblemen und zur effektiveren 
Kriminalitätsbekämpfung darauf hinzuwirken, daß an den Bin- 
nen- und Außengrenzen paritätisch besetzte Dienststellen 
geschaffen werden; 

3. auch nach der Ratifizierung dieses Abkommens, mit den Ver- 
tragspartnern weiterzuverhandeln mit dem Ziel, zu einheit- 
lichen und praktikablen Ausgleichsmaßnahmen sowie zur Har- 
monisierung wesentlicher Rechtsgebiete zu kommen; 

4. dem Deutschen Bundestag einmal jährlich über die Erfahrun- 
gen bei der Umsetzung des Schengener Übereinkommens zu 
berichten. 

Bonn, den 16. Juni 1993 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 
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